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Betreff 
 

Gewerbegebiet Alfter-Nord - Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Gründung einer 
kommunalen Arbeitsgemeinschaft 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat stimmt dem Abschluss des als Anhang beigefügten öffentlich-rechtlichen Vertrages 
der Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim zur Gründung einer kommunalen Arbeitsgemein-
schaft der Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
bei der Entwicklung und Vermarktung des Gewerbegebietes Alfter Nord zu.  
 
Sachverhalt 
 
Der Wirtschaftsraum Bonn / Rhein-Sieg prosperiert. Unternehmen expandieren, die Zahl der 
Neugründungen steigt stark an und das Ansiedlungsinteresse regionaler, überregionaler und 
internationaler Unternehmen wächst in hohem Maße. Gleichzeitig sind für bereits ansässige 
Betriebe, insbesondere im Bonner Stadtgebiet, nicht immer ausreichende Gewerbeflächen 
vorhanden. Um die Unternehmen und ihre Arbeitsplätze in der Region halten zu können und 
neue Gewerbetreibende hinzuzugewinnen, ist die Ausweisung neuer Gewerbeflächen uner-
lässlich.  
Die kommunalen Grenzen der Gebietskörperschaften spielen bei der Standortentscheidung 
gewerblicher Unternehmen nur eine untergeordnete Rolle. Vielmehr stehen das starke 
Marktgeschehen des prosperierenden Ballungsraums Bonn / Rhein-Sieg, die Konzentration 
gut ausgebildeter Fachkräfte und die verkehrliche sowie digitale Infrastruktur im Vorder-
grund. Diese Entwicklungen begünstigen, dass sich benachbarte Kommunen zunehmend in 
der Rolle des Motors der Region verstehen und daher auch die künftige Gewerbeflächen-
entwicklung gemeinsam abstimmen. 
 
Die Gremien von Alfter, Bonn und Bornheim haben insofern beschlossen, das Gewerbege-
biet Alfter Nord in interkommunaler Zusammenarbeit zu entwickeln. Mit Beschluss vom 
26.04.2018 wurde vom Rat der Stadt Bornheim die Zusammenarbeit auf Basis eines ge-
meinsamen Positionspapiers beschlossen (Vorlage Nr. 230/2018-1) 
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Ziel ist insbesondere eine partnerschaftliche  Ansiedlungsstrategie mit einem gemeinsam 
festgelegten Nutzungskonzept, einem frühzeitigen Austausch von Informationen und Mit-
spracheregelungen insbesondere bei der Ansiedlung von Unternehmen. Dabei wird insbe-
sondere der Mittelstand in der Region gefördert und gestärkt. Außerdem sollen die inter-
kommunalen Verflechtungen in Natur und Landschaft, im Verkehr, in der Infrastruktur und in 
der Wirtschaftsförderung zum Wohle der Kommunen, der Unternehmen und ihrer Mitarbeiter 
abgestimmt, geplant und optimiert werden. 
 

Kommunale Arbeitsgemeinschaft 

Die Wahl einer geeigneten Organisationsform für die interkommunale Zusammenarbeit ist 
Teil einer umfassenden Prüfung und von mehreren Determinanten beeinflusst: Es liegt ein 
territorialer Gebietsvorbehalt der Gemeinde Alfter nach Art. 78 der Verfassung des Landes 
NRW und den §§ 1 und 2 GO NRW vor. Zuständig für Wirtschaftsförderung und Entwicklung 
auf dem Gemeindegebiet ist dementsprechend originär die Gemeinde Alfter. Aufgrund dieser 
rechtlichen Vorgabe und nicht zuletzt aufgrund des Ziels der zügigen Umsetzung kristallisier-
te sich im Prozess die „Kommunale Arbeitsgemeinschaft“ als geeignete Organisationsform 
heraus.  
 
Die Kommunen Alfter, Bonn und Bornheim bilden daher für die gesamte Prozessgestaltung 
und auf Ebene der Fachplanungen eine „kommunale Arbeitsgemeinschaft“ zur Unterstüt-
zung, Beratung und Qualitätssicherung nach §§ 2 und 3 GkG NRW. Die Arbeitsgemeinschaft 
entwickelt Anregungen und Empfehlungen; sie fasst keine die Mitglieder bindenden Be-
schlüsse. Die Zuständigkeit der Organe der einzelnen Mitglieder bleibt unberührt (§ 3 Abs. 1 
GkG NRW). 
 
Folgende Aufgaben soll die kommunale Arbeitsgemeinschaft übernehmen: 

- Erarbeitung einer gemeinsamen, attraktiven Nutzungs- und Vermarktungsstrategie 
mit klaren Kriterien auf der Basis des umfangreichen Knowhows der Arbeitsgemein-
schaft 

- Abstimmung und Mitsprache bei der Vermarktung der Bauflächen 
- Partnerschaftliche Förderung von Unternehmen  
- Frühzeitige Information bei Verlagerungstendenzen von Bestandsunternehmen 
- Entwicklung von Regeln und Prozessautomatismen bei Ansiedlungs- und Verlage-

rungstendenzen von Unternehmen für die zuständigen Ämter der Kommunen   
- Gemeinsame Erarbeitung von übergreifenden Entwicklungsbausteinen (Artenschutz, 

Freiraumentwicklung, Verkehr u.a.) 
 

Die kommunale Arbeitsgemeinschaft soll jetzt durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwi-
schen den Partnerkommunen gebildet werden, der dem Rat in dieser Vorlage zum Be-
schluss vorgelegt wird.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
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